
 

Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

OVG: 1 LA 30/26 

VG: 5 K 2216/24 

Beschluss 

In der Verwaltungsrechtssache 

 

 

– Kläger und Zulassungsantragsteller – 

Prozessbevollmächtigte: 

 

 

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, vertr. d. d. Bundesminister des Innern, dieser vertreten 

durchden Präsidenten des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge,  

Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg, - … -  

– Beklagte und Zulassungsantragsgegnerin – 

hat das Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 1. Senat - durch den Prä-

sidenten des Oberverwaltungsgerichts Prof. Sperlich, die Richterin am Oberverwaltungs-

gericht Dr. Koch und die Richterin am Verwaltungsgericht Schröder am 27. Juli 2026 be-

schlossen: 

Der Antrag des Klägers, die Berufung gegen das Urteil des Verwal-

tungsgerichts der Freien Hansestadt Bremen - 5. Kammer - vom 

18. Dezember 2025 zuzulassen, wird abgelehnt. 

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungszulassungsverfahrens. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Beru-

fungszulassungsverfahren und Beiordnung von Rechtsanwalt … 

wird abgelehnt. 
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Gründe 

I. Der Kläger wendet sich gegen einen Bescheid des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge, mit dem sein Asylantrag als unzulässig abgelehnt und ihm die Abschiebung 

nach Griechenland angedroht wurde. 

 

Der Kläger wurde im Jahr 1995 in Aleppo geboren und ist nach eigenen Angaben syrischer 

Staatsangehöriger. Er reiste im Jahr 2024 über die Türkei nach Griechenland und erhielt 

dort am 17.04.2024 internationalen Schutz. Im Juni 2024 reiste er in die Bundesrepublik 

Deutschland ein und stellte hier ebenfalls einen Asylantrag. Mit Bescheid vom 09.07.2024 

lehnte das Bundesamt den Asylantrag als unzulässig ab, stellte darüber hinaus fest, dass 

keine Abschiebungsverbote gem. § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG vorlägen, forderte den 

Kläger auf, die Bundesrepublik innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe der Entschei-

dung zu verlassen und drohte ihm für den Fall der Nichteinhaltung die Abschiebung nach 

Griechenland an. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass die derzeitigen humanitären 

Bedingungen für anerkannt Schutzberechtigte in Griechenland nicht zu der Annahme führ-

ten, dass im Falle der Abschiebung des Klägers eine Verletzung des Art. 3 EMRK vorliege. 

 

Seine hiergegen gerichtete Klage hat das Verwaltungsgericht mit Urteil vom 18.12.2025 

abgewiesen. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG lägen vor. 

Die Unzulässigkeitsentscheidung sei auch mit Unionsrecht vereinbar. Der Einzelrichter 

schließe sich nach eigener Würdigung der Sach- und Rechtslage sowie der aktuellsten 

Erkenntnismittel der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts an, wonach nicht-

vulnerablen männlichen Drittstaatsangehörigen bei einer Rückkehr nach Griechenland 

keine mit Art. 4 GRCh unvereinbaren Lebensbedingungen drohten. Den in der mündlichen 

Verhandlung gestellten Beweisanträgen des Klägers zur allgemeinen abschiebungsrele-

vanten Lage in Griechenland sei nicht nachzugehen gewesen, weil in Übereinstimmung 

mit dem Bundesverwaltungsgericht davon auszugehen sei, dass bei Eigeninitiative und in 

Anbetracht eines derzeit hinreichend aufnahmefähigen Arbeits- und Wohnungsmarktes 

trotz drohender Kürzungen von Sozialleistungen anerkannt Schutzberechtigten im Falle 

einer Rückkehr nach Griechenland keine Verelendung drohe. Ferner habe der Kläger auch 

keinen Anspruch auf die Feststellung zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote nach § 60 

Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG. 

 

Mit dem vorliegenden Antrag auf Zulassung der Berufung, dem die Beklagte entgegenge-

treten ist, verfolgt der Kläger sein Begehren weiter. Wegen der weiteren Einzelheiten des 

Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen Be-

hördenakte verwiesen. 
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II. Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg. Der Kläger hat den allein 

geltend gemachten Zulassungsgrund des Vorliegens eines Verfahrensfehlers gemäß § 78 

Abs. 3 Nr. 3 AsylG i.V.m. § 138 Nr. 3 VwGO nicht den Anforderungen des § 78 Abs. 4 

Satz 4 AsylG entsprechend dargelegt. 

 

Der Kläger rügt einen Gehörsverstoß infolge der Ablehnung seiner in der mündlichen Ver-

handlung gestellten Beweisanträge zur (künftigen) tatsächlichen Situation in Griechenland. 

Die Gründe, aus denen er die Ablehnung der Beweisanträge durch das Verwaltungsgericht 

für prozessrechtlich nicht tragfähig hält, greifen jedoch nicht durch. 

 

1. Der Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs gibt den Beteiligten einen Anspruch 

darauf, dass rechtzeitiges und möglicherweise erhebliches Vorbringen vom Gericht zur 

Kenntnis genommen und bei der Entscheidung in Erwägung gezogen wird (vgl. BVerwG, 

Beschl. v. 08.12.2021 - 6 B 6.21, juris Rn. 7). Für die Feststellung eines Verstoßes gegen 

Art. 103 Abs. 1 GG müssen im Einzelfall besondere Umstände deutlich machen, dass tat-

sächliches Vorbringen eines Beteiligten entweder überhaupt nicht zur Kenntnis genommen 

oder bei der Entscheidung nicht erwogen worden ist (BVerfG, Beschl. v. 08.10.1985 - 1 

BvR 33.83, juris Rn. 16).  

 

Art. 103 Abs. 1 GG ist dann verletzt, wenn die Ablehnung eines als sachdienlich und er-

heblich angesehenen Beweisantrags im Prozessrecht keine Stütze mehr findet (BVerfGE 

105, 279, Rn. 99; BVerwG, Beschl. v. 10.08.2015 - 5 B 48.15, juris Rn. 10; BayVGH, Be-

schl. v. 20.02.2019 - 13a ZB 17.31832, juris Rn. 10; OVG NRW, Beschl. v. 14.12.2017 - 

13 A 2795/17.A, juris Rn. 3 f.), mithin auf sachfremde Erwägungen gestützt ist (BVerfGE 

79, 51). Hierfür ist maßgebend auf den materiell-rechtlichen Standpunkt der angegriffenen 

Entscheidung abzustellen. In verfahrensrechtlicher Hinsicht erfordert eine § 78 Abs. 4 Satz 

4 AsylG entsprechende Rüge unter anderem die substantiierte Darlegung, dass die Ableh-

nung des Beweisantrags fehlerhaft erfolgt ist, die Begründung der Ablehnungsentschei-

dung im Gesetz keine Stütze findet und deshalb das rechtliche Gehör verletzt worden ist 

(BVerwG, Beschl. v. 28.03.2013 - 4 B 15.12, juris Rn. 16; BayVGH, Beschl. v. 04.07.2024 

- 13a ZB 24.30562, juris Rn. 6). Darüber hinaus muss geltend gemacht werden, was die 

Prozesspartei bei ausreichender Gewährung rechtlichen Gehörs noch vorgetragen hätte 

und inwiefern dieser weitere Vortrag zur Klärung des geltend gemachten Anspruchs ge-

eignet gewesen wäre (st. Rspr, vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 14.11.2016 - 5 C 10.15 D, juris 

Rn. 65 sowie Beschl. v. 13.06.2023 - 8 B 31.22, juris Rn. 5; OVG Bremen, Beschl. v. 

14.10.2022 - 2 LA 22/22, juris Rn. 20; OVG NRW, Beschl. v. 27.08.2024 - 19 A 1558/24, 

juris Rn. 15).  

 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR111260992BJNE011709311/format/xsl?oi=eNGxfh9TX4&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR111260992BJNE011709311/format/xsl?oi=eNGxfh9TX4&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000170960BJNE016001308/format/xsl?oi=eNGxfh9TX4&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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2. Hieran gemessen greift die von dem Kläger erhobene Gehörsrüge nicht durch.  

 

a) Der Kläger legt bereits nicht dar, dass ein möglicher Verfahrensmangel erheblich gewe-

sen wäre, weil das Verwaltungsgericht ohne den angenommenen Verfahrensverstoß zu 

einem für ihn günstigeren Ergebnis gelangt wäre. Die Darlegung einer Entscheidungsrele-

vanz erfordert eine Auseinandersetzung mit der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung. 

Der Kläger muss aufzeigen, aus welchen Gründen die unterbliebene Beweiserhebung ge-

rade unter Berücksichtigung der durch das Verwaltungsgericht vorgenommenen materiel-

len Bewertung zu einer anderen Entscheidung hätte führen können. Hierzu enthält das 

Zulassungsvorbringen keine Ausführungen.  

 

Der Kläger trägt pauschal vor, das angefochtene Urteil beruhe auf der behaupteten Ge-

hörsverletzung, da sich durch die weitere Beweiserhebung „der Sachvortrag bestätigt“ 

hätte und damit die Möglichkeit einer für ihn günstigeren Entscheidung nicht ausgeschlos-

sen werden könne. Er legt weder dar, welcher konkrete Sachvortrag „bestätigt“ werden 

solle, noch, inwiefern dies zu einer anderen Entscheidung des Gerichts hätte führen kön-

nen. Dies ist auch deshalb bedeutsam, weil der Kläger ausweislich der Sitzungsnieder-

schrift zur mündlichen Verhandlung insgesamt fünf Beweisanträge gestellt hat, die sich 

zwar sämtlich auf die (künftige) tatsächliche Situation in Griechenland beziehen, jedoch im 

Einzelnen unterschiedliche Bereiche betreffen. Das Verwaltungsgericht hat in der ange-

fochtenen Entscheidung die konkrete Lebenssituation des Klägers berücksichtigt. Es hat 

darauf abgestellt, dass der Kläger zur Erlangung von „Bett, Brot und Seife“ auf seine Ei-

geninitiative zu verweisen sei und dies maßgeblich damit gerechtfertigt, dass es sich bei 

dem Kläger um einen jungen, arbeitsfähigen, gesunden und alleinstehenden Mann han-

delt, nicht um eine vulnerable Person (UA, S. 9). Will der Kläger darlegen, dass die unter-

bliebene Beweiserhebung unter Berücksichtigung der durch das Verwaltungsgericht vor-

genommenen materiellen Bewertung zu einer anderen Entscheidung hätte führen können, 

müsste er jedenfalls konkretisieren, wie sich welche Erkenntnisse zur Arbeitsmarktsitua-

tion, zu den Unterbringungsmöglichkeiten schutzberechtigter Personen oder zu den Be-

weggründen für bestimmte politische und rechtliche Maßnahmen der griechischen Regie-

rung in seinem Fall auswirken würden. In diesem Zusammenhang wäre es überdies erfor-

derlich gewesen, dass sich der Kläger mit der durch den Einzelrichter vorgenommenen 

tatrichterlichen Würdigung der Verhältnisse vor Ort inhaltlich auseinandersetzt. Dies ist 

nicht erfolgt. Das Vorbringen des Klägers ist daher nicht geeignet, die erforderliche Ent-

scheidungsrelevanz der von ihm behaupteten Gehörsverletzung darzulegen. 
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b) Ungeachtet der fehlenden Entscheidungsrelevanz der angeblichen Gehörsverletzungen 

greifen auch die im Einzelnen erhobenen Einwände gegen die Ablehnung der Beweisan-

träge nicht durch.  

 

aa) Die Rüge des Klägers, das Verwaltungsgericht habe die von ihnen beantragte Einho-

lung eines Sachverständigengutachtens über eine künftige Einschränkung der Sozial- und 

Unterstützungsleistungen (Beweisantrag zu 1.) nicht wegen Unerheblichkeit ablehnen dür-

fen, verfängt nicht. Die Auffassung des Einzelrichters, selbst bei Wahrunterstellung sei in 

Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts davon auszu-

gehen, dass der Kläger auch ohne besondere Sozialleistungen für den maßgeblichen 

Prognosezeitraum über „Bett, Brot und Seife“ verfügen werde, ist nach der von dem Ver-

waltungsgericht in dem angefochtenen Urteil vorgenommenen tatrichterlichen Würdigung 

nicht zu beanstanden.  

 

Im Übrigen ist bereits die Formulierung der Beweisfrage, ob „die griechische Regierung die 

ohnehin unzureichenden Sozial- und Unterstützungsleistungen – [bis] jedenfalls zum Ende 

des Jahres 2025 – weiter einschränken“ werde, derart vage und unbestimmt, dass es be-

reits an einer hinreichend bestimmten Beweistatsache fehlt, die auch aus diesem Grund 

einer Klärung durch ein Sachverständigengutachten nicht zugänglich ist. Überdies hat der 

Kläger in der Begründung seines Beweisantrags die von ihm behauptete Entwicklung nicht 

substantiiert dargelegt. Ohne auch nur auf ein einziges Erkenntnismittel Bezug zu nehmen, 

behauptet der Kläger lediglich, die griechische Regierung beabsichtige eine auf „Flücht-

lingsabwehr“ abzielende Gesetzesverschärfung. Dies reicht für die hinreichende Substan-

tiierung eines Beweisantrages nicht aus. Ein unsubstantiierter Beweisantrag fällt nicht un-

ter § 86 Abs. 2 VwGO (OVG MV, Beschl. v. 20.02.2026 - 4 LZ 458/25, juris Rn. 14) und 

verpflichtet das Gericht weder dazu, den Beweis zu erheben, noch dazu, den Beweisantrag 

zu bescheiden (BVerwG, Urt. v. 07.08.1997 - 3 C 10.96, juris Rn. 19). 

 

bb) Entsprechendes gilt hinsichtlich der auf die künftige Entwicklung des griechischen Ar-

beitsmarktes und der Unterkunftssituation bezogenen Beweisanträge zu 2. und 3. Auch 

deren Ablehnung wegen Unerheblichkeit ist nicht zu beanstanden. Entgegen der Auffas-

sung des Klägers ist der maßgebliche Zeitpunkt für die Beurteilung der allgemeinen Lage 

derjenige der letzten mündlichen Verhandlung, § 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG (BVerwG, Urt. v. 

23.10.2025 - 1 C 11.25, juris Rn. 15). Im Übrigen hat der Einzelrichter zutreffend darauf 

hingewiesen, dass es zweifelhaft sein dürfte, ob tatsächlich von Rückführungen in der von 

dem Kläger behaupteten Größenordnung (mehrere hunderttausende Personen) zu erwar-

ten sind.  

 



6 

 

cc) Den auf die verstärkte Bekämpfung der „Schwarzarbeit“ in Griechenland bezogenen 

Beweisantrag zu 4. hat das Verwaltungsgericht mit der Begründung abgelehnt, dass die 

hier unter Beweis gestellten Tatsachen bereits erwiesen seien und in der Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts, der es sich angeschlossen hat, bereits berücksichtigt wür-

den. Welche Auswirkungen dies auf die Schattenwirtschaft habe und ob dies eventuell 

dazu führen werde, dass vermehrt legale Beschäftigungen angeboten würden, sei speku-

lativ. Hiermit setzt sich der Kläger nicht ansatzweise auseinander. Er gibt lediglich die Be-

gründung des Gerichts wieder und stellt dieser seine Auffassung entgegen, wonach die 

Bekämpfung der Schwarzarbeit in Griechenland der Bekämpfung der Migrationsbewegung 

dienen solle, legt aber nicht dar, aus welchen Gründen die von dem Gericht gegebene 

Begründung nicht trage.  

 

dd) Eine fehlerhafte Ablehnung ergibt sich auch nicht mit Blick auf den Beweisantrag zu 5., 

der sich auf die Frage bezieht, ob die griechische Regierung die Bekämpfung der Schwarz-

arbeit gegen illegal Beschäftigte ausrichten werde, um die Migrationsbewegung nach Grie-

chenland zu unterbinden. Unabhängig davon, ob die Einholung eines Sachverständigen-

gutachtens überhaupt das richtige Beweismittel wäre, um die Beweggründe der griechi-

schen Regierung für bestimmte Maßnahmen zu klären, hat der Kläger weder erstinstanz-

lich noch im Zulassungsverfahren Presseberichte, Auskünfte oder sonstige Erkenntnismit-

tel vorgelegt, die seine Behauptung stützen könnten. Dass der Einzelrichter den diesbe-

züglichen Beweisantrag als unsubstantiiert abgelehnt hat, ist vor diesem Hintergrund nicht 

zu beanstanden.  

 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Gerichtskosten werden nicht 

erhoben, § 83b AsylG. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung von Herrn Rechtsan-

walt Müller für das Zulassungsverfahren ist abzulehnen, da die Rechtsverfolgung, wie sich 

aus den vorstehenden Ausführungen ergibt, auch bei Berücksichtigung des für Prozess-

kostenhilfeverfahren geltenden Maßstabs keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet 

(§ 166 VwGO, § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 

 

Hinweis: 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). Mit der Ablehnung des Zulassungsantrags 

wird das angefochtene Urteil rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylG). 

gez. Prof. Sperlich gez. Dr. Koch gez. Schröder 


